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WIE ICH ES SEHE …
Martina Petzl-Bastecky:

Der so lang erwartete
 Bildungsgipfel für den

 elementarpädagogischen Bereich
brachte im besten Fall viele Vorsätze
für ein neues Jahrzehnt und verwei-
gert wirklich notwendige Schritte.
Wieder wird es keinen einheitlichen
Qualitätsrahmen in der Elementar-
pädagogik geben, die tertiäre Ausbil-
dung der KindergartenpädagogInnen
ist ausgesetzt bzw. verschoben und so-
mit der Bologna-Prozess bei uns nicht
eingeführt. Besonders sauer stößt auf,
dass die Berufsgruppe der Hortpäda-
gogInnen nicht einmal ansatzweise
erwähnt wird.

Bereits jetzt belegen Studien, dass die
wichtigsten Bildungsschritte in den
ersten Jahren des Menschseins gelegt
werden. Fast täglich werden wir mit
Nachrichten über die schlecht
ausgebil deten jungen Menschen kon-
frontiert und die damit verbundene
wachsende Jugendarbeitslosigkeit.

Ein zweites verpflichtendes
 Kindergartenjahr, welches nur
auf sprachliche Kompetenz
 fokussiert ist, wird ganz sicher
keine Lösung für die wirklichen
Probleme sein. 
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Der lang erwartete Bildungsgipfel für
den elementarpädagogischen Bereich
brachte im besten Fall viele Vorsätze für
ein neues Jahrzehnt und verweigert
 wirklich notwendige Schritte. Wieder
wird es keinen einheitlichen Qualitäts-
rahmen in der Elementarpädagogik
 geben, die tertiäre Ausbildung der
 KindergartenpädagogInnen ist aus -
gesetzt bzw. verschoben und somit der
Bologna-Prozess bei uns nicht einge-
führt. Besonders bitter stößt auf, dass die
 Berufsgruppe der HortpädagogInnen
nicht einmal ansatzweise erwähnt
wird.

Bereits jetzt belegen Studien, dass die
wichtigsten Bildungsschritte in den
 ersten Jahren des Menschseins gelegt
werden. Fast täglich werden wir mit
Nachrichten über die schlecht ausgebil -
deten jungen Menschen konfrontiert und
die damit verbundene wachsende
 Jugendarbeitslosigkeit.

Ein zweites verpflichtendes Kinder-
gartenjahr, welches nur auf
sprachliche Kompetenz fokussiert
ist, wird ganz sicher keine Lösung
für die wirklichen Probleme sein. 

Mittlerweile kann nicht ausgeschlossen
werden, dass die elementarpädagogi-
schen Einrichtungen mit der Schule
gleichgesetzt werden sollten. Wenn
 zukünftig eine Bildungspflicht bis zum
18.Lebensjahr eingeführt werden soll,

darf der Kindergarten nicht ausgenom-
men werden. Solange die Politik diesen
Sparkurs im elementarpädagogischen
Bereich weiterfährt, wird es keine
 Verbesserungen geben.

Die Kindergärten sind weder
Deutschtrainings- noch Aufbe-
wahrungsstätten oder auch
 Bespaßungslösungen für berufs-
tätige Eltern, sondern Bildungs -
institutionen der ersten Stunden.

Die Forderung nach einem einheitlichen
Bundesrahmengesetz über Struktur
und Organisationsgestaltung, in den
grundlegenden Prinzipien wie z.B. Grup-
pengröße, Erwachsenen-Kind-Schlüssel,
Fort- und Weiterbildung oder räumliche
Erfordernisse müssen österreichweit
 geklärt werden. 

Wieder einmal scheitert es am
 Willen der politisch Verantwort -
lichen. 

Die Bildungsreform ist nicht nur ein
Schlag ins Gesicht der Menschen, welche
im elementarpädaogischen Bereich tätig
sind, sondern auch ein Akt gegen eine
vernünftige und nachhaltige Bildungs-
politik.

HABEN WIR UND DIE NÄCHSTEN

 GENERATIONEN SO EIN VERSAGEN
VERDIENT?

BILDUNGSREFORM
im elementarpädagogischen Bereich 

ist ge sch
e
i teR
I
!

LANDES- UND BUNDESPOLITIK DRÜCKEN SICH VOR ENTSCHEIDUNGEN UND

GEBEN SICH WEITERE 9 JAHRE FÜR NOTWENDIGE UMSETZUNGEN!



- Kindergärten Frühjahr 2016

Seite2

Am Puls der Zeit?
Wie sieht es eigentlich mit der ErzieherInnenausbildung in Österreich aus? Von unseren eigenen Ausbildungsproblemen
sind wir immer so in Anspruch genommen, dass wir ganz vergessen, zu schauen, wie andere Länder mit dem Thema
 Ausbildung umgehen.

Die derzeitige Ausbildungsform zur Kindergartenpäd -
agogIn ohne Hochschulabschluss ist das niedrigste Aus-
bildungsniveau in Europa (vgl. OECD 2006:45). Das ist
aber nicht der Hauptgrund für die Forderung zur Verän-
derung des österreichischen Ausbildungssystems im
 Bereich Frühe Kindheit. 
Im Endbericht der umfassenden Länderuntersuchung
der OECD-Studie „Starting Strong“ für Österreich (2006)
begründet die OECD eine Anhebung der Ausbildung der
pädagogischen Fachkräfte auf die tertiäre Ebene mit
 folgenden drei Punkten:

Forschungsergebnisse über die Entwicklung und die•
Lernfähigkeit von Kindern zeigen die Komplexität
der Entwicklung und der Lernvorgänge in diesem
 Alter und den Bedarf an tertiär ausgebildeten Päda-
gogInnen.
Diversität und berufliche Tätigkeiten nehmen in•
 urbanen Gesellschaften zu. Das führt u.a. dazu, dass
Fachkräfte im frühkindlichen Bereich auch bei fami-
lienunterstützenden Aufgaben im Sinne des Kindes-
wohls häufig an vorderster Front stehen. 
Die Forderung nach beruflicher Mobilität und•
 Arbeitsmöglichkeiten in vergleichbaren Berufsfel-
dern innerhalb der EU wird für alle Berufssparten
wichtig werden. Die aktuelle Ausbildung der öster-
reichischen PädagogInnen stellt für den Aus-
tausch mit den universitär ausgebildeten
KollegInnen in anderen Ländern eine
 Einschränkung dar. 
OECD. Starting Strong. 2006:45.

“D“D IEIE REINSTEREINSTE FFORMORM DESDES WWAHNSINNSAHNSINNS ISTIST ESES , , 
ALLESALLES BEIMBEIM AALTENLTEN ZUZU LASSENLASSEN

UNDUND GLEICHZEITIGGLEICHZEITIG ZUZU HOFFENHOFFEN , , 
DASSDASS SICHSICH ETWASETWAS ÄNDERTÄNDERT .”.”

(Albert Einstein)

 Historischer Überblick

1872 Ein neuer Berufsstand entsteht: „Die Kindergärtnerin“
1875 Erste „Bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen“ (BAKI) mit 

Öffentlichkeitsrecht
Parallel dazu erste kirchliche Ausbildungsstätte in Tirol

1872/73—1952 Ausbildung zur Kindergärtnerin auch auf LBA  
möglich. Trotz gleicher Ausbildung nicht „gleichwertig“

1914 BAKI-Ausbildung auf 2 Jahre verlängert
1919 Gründung der Schönbrunner Erzieherschule (unter O. F. Kanitz)
1921 Gründung d. Städt. Bildungsanstalt f. Kindergärtnerinnen
1924 Befähigungsprüfung zur Kindergärtnerin wird eingeführt
1931 Bildungsanstalt für Kindergärtnerinnen und Horterzieherinnen
1931 Forderung von Anton Tesarek (Leiter der Schönbrunner Schule) 

einer Verlängerung der Ausbildung auf 4 Jahre
1934 Machtübernahme der Austrofaschisten (Ende des Roten Wiens).

Die Ausbildung aller PädagogInnen liegt in Händen der Nazis
1956 Verlängerung der Ausbildung an der BAKI auf 3 Jahre,

Eintrittsalter 15 Jahre nach einem Jahr Praxis
1960er Jahre Trennung des Kindergartenwesens vom Schulwesen. 

Ausbildung der Kindergärtnerin bleibt im Sekundarbereich, 
Verlängerung auf 4 Jahre, Abkoppelung von der gesamtösterr. 
Bildungslandschaft

1985 von der BAKI zur BAKIP - Fünfjährige Ausbildung mit  Matura
1995 Gründung der ersten postsekundären Kollegs an  einzelnen 

BAKIP-Standorten (Voraussetzungen: 18 Jahre und Matura)
Seit 2007 Hochschullehrgang „Bildung in der frühen Kindheit“ an der

Privaten Päd. Hochschule Linz (mind. 3 Jahre Berufserfahrung)
Seit 2009 Hochschullehrgang „Frühe Bildung“ an der Pädagogischen

Hochschule Steiermark
03/2010 Das Regierungsabkommen sieht vor, die Ausbildung aufbau-

end auf und parallel zur BAKIP auf tertiäre Ebene zu heben

Im Rahmen der „PädagogInnenbildung NEU“ ist die Ausbildung zur
KindergartenpädagogIn an Hochschulen und Universitäten gesetzlich
vorgesehen, die Verpflichtung zur Umsetzung besteht nicht. In den
 gesetzlich geregelten „Anstellungserfordernissen für KindergärtnerIn-
nen“ erfüllen nach wie vor lediglich BAKIP-AbsolventInnen diese Erfor-
dernisse.

Seit 09/2014
FH Campus Wien: Erstes (berufsbegleitendes) Bachelorstudium
„Sozialmanagement in d. Elementarpädagogik“ für ausgebildete 
KindergartenpädagogInnen mit Berufs– und Leitungserfahrung
Universität Salzburg:Masterlehrgang „Elementarpädagogik“
Kinder in Wien (KIWI) in Kooperation mit FH Koblenz: 
Erster akademischer Studiengang f. Elementarpädagogik „Babe+“ 

Das Feld der Elementarpädagogik ist in den Fo-
kus der Bildungswissenschaft, Politik und Medien ge-
langt. Dies brachte eine sich rasch entwickelnde Profes-
sionalisierung pädagogischer Fachkräfte mit sich. (vgl.
Koch 2014: XIII). Die in Österreich für die Ausbildung
von  KindergartenpädagogInnen vorgesehenen berufs-
bildenden, höheren Schulen rücken somit in das
 Spannungsfeld der traditionellen Qualifizierung durch
BAKIPs resp. Kollegs und der  Akademisierung durch
Hochschulen. „Ein wichtiger Aspekt betrifft dabei die
Differenzierung und Neudefinition [...] zentraler Aufga-
ben und Funktionen einer Kindertages einrichtung.“
(Strohmer, Mischo 2014: 175). Sowohl AbsolventInnen
der Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik, als
auch Absolvierende der Kollegs werden mit unter-
schiedlich strukturierten Organisationsmilieus und
Rahmen bedingungen konfrontiert. Krause et al.
(2014a: 82)  weisen darauf hin, dass sich „kontextuelle
und strukturelle Merkmale“ sehr stark auf die Bildungs-
qualität von  Kindern in institutionellen Betreuungsein-
richtungen auswirken. Demzufolge wäre also „ein euro-
paweit flächen deckendes, effektives und kindgerechtes
System [...] der  Tagesbetreuung eine wichtige Voraus-
setzung für eine sozial  gerechte und zukunftsfähige
Gesellschaft“ (Krause et al. 2014:b:92).

Quellen: Industriellenvereinigung (2015): Elementarpäd.: Beste Bildung von Anfang an. Zahlen, Daten & Fakten. Rahmenbed.  Internat. Vergleich Gute Praxis. Wien: Industriellenvereinigung. 26. http://www.ivnet.at/iv-all/publikationen/file 668.pdf. [29.5.2015] Koch B. (Hg.)
(2014): Handbuch Kindergartenleitung. Das ABC für Führungskräfte der Elementarpäd. Wien: Kita Aktuell.3 26.Koch B. (2014): Institutionelle Kinderbetreuung in Österreich—Status und Herausforderung. Lex-Nalis H. (WS 2014/15): Das österr. Kindergartenwesen. Blick in die
Geschichte und akt. Diskussion. Skriptum LV Geschichte der Elementarpäd. Wien: FH Campus Wien. Oberhuemer P., Schreyer I. (2010): Kita—Fachpers. in Europa. Ausbildung und Professionsprofile. Opladen & Farmington Hills: Verlag B. Budrich. OECD (2013): PISA 2012 Ergeb
nisse im Fokus. Was 15-jährige wissen und wie sie dieses Wissen einsetzen können. www.oecd.org/pisa OECD (2006): Starting Strong. Early Childhood Education and Care Policy. Länderbericht Österreich. Kontakt: Grünberger C.: christine.gruenberger@stud.fh-campuswien.ac.at
Poster von vier Wr. Studentinnen des Studiengangs "Sozialmanagement in der Elementarpädagogik"
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Nach einem längeren Krankenstand (mindestens 50 Tage 
ohne Unterbrechung) ist der Wiedereinstieg im Dienstbetrieb
im vollen Ausmaß oft sehr schwierig. Mit der Dienstrechts -
novelle 2013, LGBl. Nr. 49/2013, wurde eine Möglichkeit
 geschaffen, diesen Bediensteten ein Modell des „sanften
 Wiedereinstieges“ unter bestimmten Voraussetzungen zu
 ermöglichen. Schritt für Schritt soll so ein Zurückfinden in die
Arbeit im vollen Umfang erfolgen.

Was ist zu tun?
Im Anlassfall muss sich die/der Betroffene telefonisch oder
 per E-Mail an die Personalstelle wenden, die dann den
 Kontakt zur/m zuständigen ArbeitsmedizinerIn unverzüglich
herstellt.
ACHTUNG: Dies muss bereits im Krankenstand geschehen
(auch wenn zu diesem Zeitpunkt die Krankenstandsdauer von
50 Tagen noch nicht erreicht wurde, aber erkennbar ist, dass
die Abwesenheit noch länger dauern wird), da VOR dem
Dienstantritt die schriftliche Gewährung und die Klärung der
Art der Diensterleichterung erfolgen müssen. Ein nachträg -
liches Einreichen ist NICHT MÖGLICH!

Auf Grund des Auftrags der Dienststelle vereinbart die/der
 ArbeitsmedizinerIn mit der/m Bediensteten einen Termin.

Welche Unterlagen sind der/m ArbeitsmedizinerIn
vorzulegen?
Die/der Bedienstete hat die gesundheitlichen Einschränkun-
gen glaubhaft zu machen und daher geeignete medizinische
Unterlagen wie ärztliche Befunde, Gutachten, etc. vorzulegen.

Welche Diensterleichterungen kommen in Betracht?
Die Reduktion der Arbeitszeit ist auf höchstens drei Monate
zu befristen, die übrigen Diensterleichterungen auf jeweils
höchstens sechs Monate; hinsichtlich der übrigen Dienster-
leichterungen ist eine Verlängerung nach einer neuerlichen
 arbeitsmedizinischen Empfehlung zulässig. Wenn die Arbeits-
medizinerIn eine Reduktion der Arbeitszeit empfiehlt, kann
sie/er auch eine sukzessive Steigerung der Wochenstunden -
anzahl festlegen, wobei jedenfalls das Ausmaß zu Beginn der
Reduktion der Arbeitszeit genau anzugeben ist.

Die/der ArbeitsmedizinerIn beurteilt in Kenntnis der medizini-
schen Befunde und Gutachten sowie der von der Dienststelle
übermittelten Stellenbeschreibung und des Tätigkeitsprofils
den gesundheitlichen Zustand und die Zweckmäßigkeit der
Diensterleichterung in Hinblick auf eine dauerhafte Wiederein-
gliederung der bzw. des Bediensteten in den Dienstbetrieb.
 Dabei kann die/der ArbeitsmedizinerIn auch weitere Fach-
leute wie z.B. ArbeitspsychologInnen zu Rate ziehen.

Das Ergebnis dieser Beurteilung wird in einer schriftlichen Stel-
lungnahme festgehalten (ob bzw. welche konkreten Dienst -
erleichterungen aus arbeitsmedizinischer Sicht empfohlen
 werden). Sofern konkrete Diensterleichterungen empfohlen
werden, wird ein Zeitraum angegeben, für den die Beurteilung
gilt. Dieser Aktenvermerk, aus dem die Art und die Dauer der
gewährten Diensterleichterungen hervorgehen, wird von der
Gruppe Personal an die MA 2 übermittelt.
Die schriftliche arbeitsmedizinische Empfehlung wird an die
Personalstelle der Dienststelle übermittelt.

Zeiten eines Erholungsurlaubes sind auf die Höchstdauer
der Arbeitszeitreduktion nicht anzurechnen. Hingegen
 verlängert ein Krankenstand die 3-Monatsfrist nicht und
schiebt sohin das Fristende nicht hinaus.

Auf Empfehlung der ArbeitsmedizinerIn können Diensterleich-
terungen befristet gewährt werden. Ein Rechtsanspruch darauf
besteht leider nicht.

Gründe der Ablehnung: 
• wenn wichtige dienstliche Interessen den Diensterleichter -
ungen entgegenstehen; 
• wenn in einem aktuellen amtsärztlichen Gutachten der 
MA 15 die gänzliche Nichteinsetzbarkeit  festgestellt wird;
• wenn laut aktuellem amtsärztlichen Gutachten der MA 15
die gesundheitlichen Einschränkungen derart schwer sind, dass
in der Dienststelle keine Verwendung innerhalb der Bedienste-
tengruppe möglich ist.

Eine negative Beurteilung (Ablehnung) ist schriftlich in einem
Aktenvermerk festzuhalten, der/m Bediensteten nachweislich
zur Kenntnis zu bringen und dem Personalakt anzuschließen. 
Wenn trotz arbeitsmedizinischer Empfehlung die Gewährung
von Diensterleichterungen wegen wichtiger dienstlicher Inte-
ressen nicht möglich ist, sind das Ergebnis der Beurteilung und
die dafür wesentlichen Gründe in einem Aktenvermerk darzu-
stellen. Es muss nachvollziehbar begründet werden, warum
wichtige dienstliche Interessen der Diensterleichterung entge-
genstehen. Die/der Bedienstete ist nachweislich darüber in
Kenntnis zu setzen.

Ein Mitwirkungsrecht der Personalvertretung ist sowohl bei der
Gewährung als auch der Nichtgewährung von Diensterleichte-
rungen vorgesehen. Die Dienststelle hat dem Dienststellenaus-
schuss die Gewährung von Diensterleichterungen (inklusive Art
und Dauer) bzw. die Nichtgewährung unverzüglich und nach-
weislich (z. B. per E-Mail) mitzuteilen.

Diensterleichterungen
„Sanfter Wiedereinstieg“

xlibber.uk



Öffentliche Hand und Wirtschaft
in die Pflicht nehmen 

„Der ÖGB begrüßt die von Sozialminister
Rudolf Hundstorfer vorgestellte Initiative
zur Ausbildung aller Jugendlichen bis 18.
Es ist eine gesellschaftliche Aufgabe, kei-
nen Jugendlichen zurückzulassen. Mit
diesem Vorstoß setzt der Sozialminister
ein wichtiges Signal”, so ÖGB-Präsident
Erich Foglar in einer ersten Reaktion.

Der Plan, Jugendlichen keine Beschäf -
tigung als HilfsarbeiterIn mehr zu ermög-
lichen, ist ein richtiger Schritt, um deren
künftiges Arbeitslosigkeits- und Armuts-
risiko kleiner zu machen. Auch das Prin-
zip Betreuung vor Strafe sieht der ÖGB
positiv: Zuerst sollen sowohl die Eltern als
auch die Jugendlichen selbst im Rahmen
eines Betreuungsplans begleitet werden,
und erst ganz am Ende aller Versuche
darf eine Sanktion stehen.

Neben den Jugendlichen selbst müssen
aber auch die Wirtschaft und die öffent-
liche Hand in die Pflicht genommen wer-
den. Foglar: "Wir können Jugendliche
und Eltern nur dann zu etwas verpflich-
ten, wenn es dafür auch die ausreichen-
den - den Wünschen und Neigungen der
Jugendlichen entsprechenden - Angebo-
te gibt. Diese sind daher flächendeckend
sicherzustellen."

Bundesregierung muss notwendige
Mittel zur Verfügung stellen

Daher kann es aus Sicht des ÖGB nicht
alleine Aufgabe des Sozialministeriums
oder des Arbeitsmarktservice sein, sich
dieser Herausforderung zu stellen. 

„Hier müssen alle an einem Strang ziehen
und für dieses Vorhaben der Bundes -
regierung auch die notwendigen Mittel
zur Verfügung gestellt werden. Ziel muss
es sein, durch präventive und beglei tende
Maßnahmen vom Kindergarten 
über die Schule, die Betriebe bis hin zur
außerschulischen Jugendarbeit, die Grup-
pe derer, die sich bis 18 in keiner Ausbil-
dung befinden, möglichst gering zu hal-
ten", so ÖGB-Präsident Erich Foglar
 abschließend.
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ÖGB begrüßt Initiative 
zur Ausbildung von Jugendlichen

Manches Mal sind einige Wortmeldungen zum Thema
 „Bildung“ schlicht und einfach als Kabarettnummer aufzu -
fassen, denn sonst müsste den UrheberInnen ein Großeinkauf
in einem Supermarkt bezüglich der Ware „Hausverstand“
 dringend angeraten werden!

Zur Erklärung:
In Wels ließ der (FPÖ)-Bürgermeister einen „Wertekodex“ erstel-
len, der „Lernziele“ mit folgenden Fixpunkten enthalten soll:
Kindergartenkinder der städtischen Einrichtungen müssen je
fünf deutschsprachige Lieder und Gedichte vortragen
können. Natürlich ist diese Regelung bindend für das
gesamte Personal vor Ort.

Soweit so unterhaltsam (oder auch nicht).
Eigenartig, dass nicht gleich konkrete Lieder angeführt
wurden (z.B.: „Österreichische  Bundeshymne“ oder
„Ode an die Freude“ – aber bitte in der Version von Kurt
Sowinetz  wegen des Lokalkolorits).

Im Ernst: 
So kann und wird Integration sicher nicht
funktionieren.

Zum Glück haben wir einen Bildungsplan, der –
 zumindest (noch) in Wien – grundlegende Bildungs -
bereiche sowohl im  kognitiven als auch sozialen Kompe-
tenzbereich erfasst und eine breite Palette an Werte -
vermittlung bietet.

Dass oft viele Angebote durch die derzeitigen Rahmenbedin-
gungen nicht umgesetzt werden können, steht auf einem
 andern Blatt.
Fix ist, dass Sprachförderung nicht nur für „Migranten- und
Flüchtlingskinder“ wesentlich ist, sondern allen Kindern auf
 ihrem Lebens- und Bildungsweg Türen öffnet. Daher haben wir
bei der MA 10/Wiener Kindergärten auch gerade hier unsere
Schwerpunkte. Im Sinne einer weltoffenen Zukunftsperspektive
freuen wir uns über die Vielfalt auch bei Bildungsangeboten im
musikalischen und sprachlichen Sektor.

Wehe, wenn nicht Deutsch!

Zuschriften zum Thema 
gefunden bei: derStandard.at

disku_tante

Welche pädagogische Ausbildung hat denn der Herr BM eigentlich?
A
usgebildeter Kleinkindpädagoge nur weil er in diversen Aufsichtsrä-
ten gesessen ist?

sons of the silent age
Vielleicht absolvierte er ja eine Abenteuer-Pädagogik-Ausbildung
mit Herrn Strache im Wald.

sons of the silent age
...bei prof. Küssel



Mit der scheinbar politischen und gesellschaftlichen Anerkennung, dass die  ersten Bildungsschritte in den elementarpädagogi-
schen Bildungseinrichtungen (Kindergarten) gemacht werden, sollte alles „gut“ werden. Davon sind wir meilenweit entfernt.

Bildungsbewegung findet hauptsächlich in Einsparungen und  Vereinheitlichung statt.

Alles soll möglich kostengünstig sein und im menschlichen  Vergleich gemessen werden. Für alles und jedes gibt es  Anforderungs-
und Überprüfungsbögen, festgestellte Zielvorgaben und damit verbundene Einschränkungen. 

Die einstige Überlegung: „Jeder Mensch ist individuell, soll auch so angenommen werden und darf eine persönliche
 Bildungschance bzw. Biographie haben”, ist anscheinend überholt. Zahlen, Daten, Fakten… die neuen Bildungsschlagworte,
welche eine Fehlerorientierung und damit letztendlich Exklusion und Separation begünstigen.

Die MA 10 als öffentliche elementarpädaogische  Bildungseinrichtung
Auch wir sind Teil der Bildungsgesellschaft und leben und  arbeiten im Spannungsfeld zwischen politischen und abteilungsspe-
zifischen Vorgaben sowie individuellen fachlichen Vorstellungen wie erste Bildungsschritte zu gestalten und leben sind. Leider
wird nach wie vor zu wenig auf die Urteilsfähigkeit und Einschätzungen der MitarbeiterInnen gehört. Verbesserungsvorschläge,
sachliche Kritik oder das Infrage stellen von Arbeitsabläufen wird oftmals als ungebührlich ausgelegt und im Sinne von falsch
interpretierten Qualitätsmanagement nicht an die nächst höheren Hierarchien weitergegeben.

Wo drückt der Schuh? – Rückmeldungen 

Bürokratie für alle Personalgruppen wächst ungebremst.
Immer mehr Listen, Formulare und dienstliche Anweisungen fressen die
Zeit für die wirklich wichtigen Dinge unserer Arbeitswelt.

Permanente Änderungen der Dienstpläne.
Immer mehr Einschränkungen, die Zeiten außerhalb der MA 10 zu
 planen. Ein Diensttausch jagt den anderen und Überstundenleistungen
werden oft zum Streitfall.

Unzureichende Rahmenbedingungen.
Nach wie vor fehlt Personal, trotzdem wachsen die Anforde rungen an
die MitarbeiterInnen bzw. werden neue Standorte gebaut und in Betrieb genommen.

Diskussionswürdiger Umgang mit den Geschäftsverein barungen zwischen Stadt und Eltern.
Eine unterzeichnete Vereinbarung hat für alle Seiten zu gelten und soll nicht nur in der äußersten Notsituation „Mittel zum Zweck“
sein. 

Qualitätsmanagement.
ist mehr als die Anzahl von „Elternbeschwerden“.

Elementarpädagogische Bildung.
umfasst viel mehr als die kolportierte politische und gesellschaftliche Anforderung nach Sprachförderung bzw. „Deutsch zu
 lernen“.

Wie soll Inklusion sinnvoll und nachhaltig unter den derzeitigen Rahmenbedingungen gelebt werden?
Nach wie vor fehlen über 180 SonderpädagogInnen.

Organisatorischen Veränderungen in Fach bereichen.
Es wird dabei noch immer auf zentrale und gleichzeitige Informationsweitergabe seitens der Dienstgeberin verzichtet. Dies trägt
zur Irritation und  begründeter Unzufriedenheit bei, wodurch sich ein unseriöser und unprofessioneller Eindruck ergibt.

Nach wie vor gibt es Unregelmäßigkeiten bei der Abrechnung von Nebengebühren und Zulagen (vor allem bei AssistentIn-
nen).
Es ist mehr als bedenklich, dass zuerst Leistung  verlangt wird und dann noch diskutiert werden muss, ob diese bezahlt wird. 

Unüberschaubare Informationsflut bei LeiterInnensitzungsprotokollen und zentralen Informationen. 
Mittlerweile ist es unmöglich geworden, sich alles zu merken. Informations- und Wissensmanagement sollte dringen überlegt
werden. Die jetzige Form ist im Arbeitsalltag nicht lebbar.
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BILDUNG

- was läuft verkehrt?

Wolfgang Floedl/pixelio.de
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Unterstützungs- und Begleitfachkräfte
im Bildungs- und Sozialbereich

Vom 18. bis 20. November fand der 2. Bundeskongress der
 Gewerkschaft der Gemeindebediensteten – Kunst, Medien,
Sport, freie Berufe (GdG-KMSfB) im Austria Center Vienna statt.

Dabei wurde nicht nur die Umbenennung des Namens in: 
„younion _ Die Daseinsgewerkschaft“ beschlossen, sondern
auch ein Antrag – gemeinsam unterstützt von:
dem Dienststellen ausschuss 120/Wiener Kindergärten,
dem Personalgruppenausschuss H/Wiener Kindergärten und
den Fraktionen KIV, FSG und Arge.

Der Antrag im Wortlaut:

„Unterstützungs- und Begleitfachkräfte im Bildungs- und
 Sozialbereich

Die Bedeutung der elementaren Bildungseinrichtungen nimmt
im Sozialstaat immer mehr Raum ein. Ein klares Ja zur Bildung
und eine damit verbundene notwendige Diskussion um die
Menschen, welche Bildung vermitteln, ist im Fachbereich
 AssistentInnen unumgänglich.

Der 2. Bundeskongress der GdG-KMSfB ist aufgefordert, eine
österreichweite Diskussion und damit verbundene Verhandlun-
gen mit Politik und DienstgeberInnen ins Laufen zu bringen,
welche sich mit der rechtlichen Etablierung eines Berufes für
KindergartenassistentInnen auseinandersetzt. Um die berufli-
che Laufbahn aus einer Einbahnschiene zu bringen, regen wir
zu einer gemeinschaftlichen Ausbildung von Kindergarten -
assistentInnen, HeimhelferInnen und WirtschaftshelferInnen
von Wohngemeinschaften an sowie einer folglich einheitlichen
Berufsbezeichnung von Unterstützungs-/Begleitfachkräften
im Bildungs- und Sozialbereich.“

Die KiV hat sich seit jeher dafür eingesetzt, dass die Kinder -
gartenassistentInnen ein eigenes Berufsbild bekommen (mit
den damit verbundenen rechtlichen Besserstellungen). Damit
untrennbar verbunden sind die Aufwertung dieser Personal-
gruppe und berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, wie auch ein
Wechsel in inhaltlich ähnliche Berufszweige. Bisher scheiterte
ein Transfer wegen der fehlenden Ausbildung. Eine gemeinsa-
me Schulung entsprechender Tätigkeitsbereiche würde aus ei-
ner Sackgasse der Ursprungsprofession führen und größere
Vielfalt im Sozialbereich für die betroffenen Bediensteten er-
möglichen.

Überstunden Stadt Wien zu teuer –
MitarbeiterInnenzufriedenheit sinkt
BESTREBUNGEN ERHÖHTE VORBEREITUNGSZEIT DER KINDERGARTENPÄDAGOGINNEN

IN NORMALARBEITSZEIT UMZUSETZEN
Seit 2010 haben PädagogInnen im elementarpädagogischen Bereich eine erhöhte Vorbereitungszeit. Bedingt durch Alltags-
anforderungen und nicht ausreichendes Personal gibt es eine Einigung mit der Dienstgeberin diese Zeit im Sinne von Über-
stunden finanziell abzugelten. Immer wieder gibt es dabei Unstimmigkeiten. Ob es nun die Abgeltung betrifft – dies wird
nur im Leistungsfall gewährleistet (damit fallen Urlaube, Zeitausgleich,… heraus) – oder aber die zusätzliche Belastung 
eines höheren Stundenausmaßes wöchentlich zu erbringen.

Nun gibt es Überlegungen der Abteilung mehr Zufriedenheit bei den MitarbeiterInnen anzustreben. Ob eine generelle 
Lösung kommt – also alle können die erhöhte Vorbereitungszeit konsumieren – oder Teillösungen, wie mit einer Altersgren-
ze verbunden oder jährliche Wahlmodelle – das ist noch alles in Diskussion. Denn es darf auch nicht vergessen werden, dass
sich viele MitarbeiterInnen an ein fiktives – weil ja eine wöchentliche Mehrleistung erbracht werden muss – Mehreinkom-
men gewöhnt haben und auch diese Mittel für ihr Leben brauchen. 
Wir bleiben dran!



So ähnlich scheint derzeit die Devise im
Bildungssystem zu sein, denn wenn man
den Berichten der Medien Glauben
 schenken darf, beruht ein (nur in Neben-
bemerkungen publizierter) Teil der
 geplanten „Bildungsreform“ auf den
 Kindergärten.

Wenn etwas gut geht, bejubelt sich der
politische Einfluss selbst, wie z.B. bei
 Erfolgsmeldungen, dass das verpflichten-
de letzte Kindergartenjahr in der Volks-
schule spürbare positive Effekte – aus
Sicht der Lehrkräfte – nach sich gezogen
hat. Darum ist es auch nicht verwunder-
lich, dass nach einem unrühmlichen Pisa-
Ergebnis sofort die Lösung lautet: 
Ein zweites „Pflichtkindergartenjahr“
muss her, das wird’s schon richten.

Sobald es aber um unabdingbare Forde-
rungen der Menschen vor Ort geht (die
den „Erfolg“ ja erst möglich machen),
hüllt sich die hohe Politik in glanzvolle
Worthülsen, um gleichzeitig ebenso
 salbungsvoll darzulegen, warum z.B. eine
Aufstockung der Dienstposten nicht
machbar sei. Dabei sind die Anliegen der
KollegInnen von eminenter Bedeutung
und keineswegs selbstsüchtige Eigeninte-
ressen.

Bleiben wir beim Beispiel der Dienst-
posten.

Wien wächst und damit der Bedarf an
Kindergartenplätzen. Soweit so gut. Da
reicht es aber nicht, neue Häuser/Grup-
pen unter reichlich Medienpräsenz im
„Feiertagsmodus“ freudigst zu eröffnen.
So schön und richtig es ist, dass neue
Standorte mit einer Architektur und Aus-

stattung nach den neuesten
pädagogischen Erkenntnissen
entstehen, so ärgerlich mutet
es an, wenn diese aufgrund
mangelnder SpezialistInnen
(und das sind die Mitarbeite-
rInnen der MA 10 in den
 Wiener Kindergärten) nur
 bedingt genützt werden
 können. Denn wenn etwa 
kein ausgebildetes Personal
Bewegungsbaustellen beglei-
ten kann, ist dies nicht nur
mehr als bedauerlich für die
Entwicklung der Kinder,
 sondern auch ein finanzielles

Desaster, teure Module in einer Wartepos-
ition quasi „in der Ecke ruhen zu lassen“.
Sollten die Kinder trotz Personalmangels
Zugang zu so einem Angebot bekommen,
ist das eigentlich grob fahrlässig in Bezug
auf die Aufsichtspflicht (entweder der
Gruppe der hier aktiven Kinder oder jener
Gruppe, die „mitbetreut“ wird).

Nicht die Zeiten des strahlenden
Auftakt-Elans sind für Entwicklun-
gen von Bedeutung, sondern der
Alltags-Enthusiasmus.

Dieser wird sicher nicht dadurch geför-
dert, dass permanent neue Dienstpläne
erstellt werden müssen, weil Personal aus-
fällt (nicht nur bei Grippewellen).

Ebenso wenig durch einen wahren Info-
Tsunami, der sich in immer kürzer
 werdenden Abständen über die KollegIn-
nen  ergießt. Information ist nötig und
 gewünscht, aber beim derzeitigen Stand
der Dinge wird weder bedacht, wann der
Berg der schriftlichen Meldungen gele-
sen werden kann (neben den Kindern
wird das wohl schwer gehen, da die Auf-
sichtspflicht nicht stillgelegt werden kann
und auch der Lärmpegel der Konzentrati-
on nicht förderlich ist) und wie diese
 gefühlte tägliche Flut an Richtlinien,
Weisungen u.dgl. im Gehirn abgespei-
chert werden soll, um abrufbereit
 umgesetzt werden zu können.

Neue Pädagogische Erkenntnisse
machen ein neues Arbeiten, Denken
und Planen nötig.

Dazu bedarf es entsprechende (von tägli-
chen bis monatlichen) Austauschzeiten

ohne Kinderdienst, sowohl für Subteams
als auch für das Gesamtteam. Mit den
derzeitigen Personalressourcen ist eine
gewohnt hohe Qualitätssicherung fast
nicht möglich und alles beruht auf der
Freiwilligkeit und des hohen Eigenan-
spruchs der MitarbeiterInnen aller Be-
dienstetengruppen – natürlich von der
„Obrigkeit“ der EntscheidungsträgerIn-
nen weder finanziell noch anderwärtig
abgegolten.

Viele Bediensteten sind ob der mittler-
weile schon jahrzehntelangen unbefrie-
digenden Situation physisch und psy-
chisch ausgelaugt. Da auch kein Ende
der Misere in naher Zukunft erkennbar ist,
brechen bei vielen Menschen irgendwann
die (zu) lange aufrecht erhaltenen Syste-
me und diese KollegInnen werden krank,
meist für sehr lange Zeit. Oder es werden
subjektive Ausstiegsszenarien gesucht,
die leider mit Dienstentsagungen enden.
So beginnt sich die Abwärtsspirale immer
intensiver, immer schneller zu drehen und
die im Dienst verbleibenden Mitarbeite-
rInnen werden noch mehr belastet.

Da nützen auch keine neu geschaffenen
Berufsgruppen, denn diese werden – so
sie dann wirklich in der Realität ankom-
men – schlagartig in die gleichen Fallen
tappen wie das derzeitige Personal. Der
Glaube, dass die AssistenzpädagogInnen
laut ursprünglich angelegtem Verwen-
dungsprofil tatsächlich ZUSÄTZLICH in
den Kindergartengruppen eingesetzt
 werden, entspricht in etwa dem Glauben,
dass die zusätzliche Vorbereitungszeit
 allgemein umgesetzt wird.

Ein ehrliches, anonymes Erforschen der
Defizite innerhalb des Kindergartenwe-
sens der MA 10 und ein Akzeptieren,
dass solche Problemstellen keine Einzel-
fälle im Betrieb sind, ist die einzige
Möglichkeit, dauerhafte Verbesserun-
gen für alle zu schaffen.
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Der Kindergarten macht’s wieder gut!
ODER: „ANA HAT IMMER DES BUMMERL“

andreas stix  / pixelio.de

cameraobscura  / pixelio.de



Kontakte zur KIV im Kindergarten

Weitere KIV-Kontakte findet ihr unter

www.kiv.at/kindergarten

Petzl-Bastecky Martina 
Kindergarten- und
Hortpädagogin
(0676) 8118 83872
martina.petzl@kiv.at

Slovacek Irmgard 
Kindergarten pädagogin
(0676) 8118 83871
irmgard.slovacek@kiv.at
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Ihr habt noch andere Fragen? Euch belasten akute Probleme?
Ihr wollt mit uns sprechen und Euch mit uns austauschen?
Ruft an oder mailt uns!

Wir freuen uns auf Euren Beitrag!

Korenzhan Sonja
Mobile Sonderhort pädagogin
(0676) 8118 28 272
sonja.korenzhan@kiv.at

Administrieren wir uns ins Out?
Die Administration steigt ständig, besonders die Verschriftlichung jeder noch so banalen Tätigkeit. 
Berufsgruppen des Gesundheits-, Bildungs- und Sozialbereichs stöhnen nicht nur unter der steigenden Dauerbelastung,
sondern verzweifeln oft auch am „Dokumentationswahnsinn“.

Die Dienstgeberin versucht durch das Einsetzen erweiterter Dokumentationsmaßnahmen Berufsgruppen, welche mit
 Menschen arbeiten, bestmöglich zu schützen. Egal ob im Krankenhaus, in den Bildungsinstitutionen oder in der Sozial -

arbeit. Jeder kleine Schritt, jede Maßnahme – alles wird fest -
gehalten.

Diese Formen der Dokumentation fordert Zeit.
Zeit, die nicht durch zusätzliches Personal kompensiert wird. Dabei
ist die Art des schriftlichen Berichts für den benötigten Einsatz der
zeitlichen Ressourcen nur marginal von Bedeutung. Egal ob Listen
zum  Ankreuzen, Tabellen zum Ausfüllen oder Stichwortprotokolle:
Jeder Modus bedarf – so er gewissenhaft aus geführt wird – eine
Phase der gedank lichen Auseinandersetzung und Reflexion, die
auch einer  entsprechende Dauer bedarf.

Und das führt zu tagtäglicher Überforderung.
Denn gerade Berufsgruppen, welche „am oder mit Menschen tätig
sind“ brauchen ihre Ressourcen für eben diese. Es wird ein Umden-
ken hin zu einem gerüttelt Maß der Schriftlichkeiten notwendig sein,
um MitarbeiterInnen vor psychischer und physischer Überlastung zu  
schützen. Der gesellschaftlich begünstigte  Dokumentationswahn 

führt oftmals – wie neueste Studien belegen – unter anderem zu Burnout.

Und das kann weder gewollt, noch im Sinne der ErfinderInnen sein.

Kurt Michel  / pixelio.de
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